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ZUR PERSON

Ehrungen und Jubiläen

Von links: Marc Lohmann, Dietmar 
Wessel, Wolfgang Hentschke, 
Andreas Hauenschild, Thomas 
Jerchel, Volker Pasemann, Oliver 
Ganzauer

Ehrungen in der Gemeinde Börßum, Landkreis Wolfenbüttel

Für ihre langjährige ehrenamtliche Tätigkeit in den kommunal-

politischen Gremien der Gemeinde Börßum sind am 13. Dezem-

ber 2021 sechs Ratsmitglieder vom Niedersächsischen Städte- 

und Gemeindebund (NSGB) geehrt worden. Der Geschäftsführer 

des Kreisverbandes Wolfenbüttel, Marc Lohmann, zeichnete 

VOLKER PASEMANN für 15-jährige Ratstätigkeit, sowie WOLFGANG 

HENTSCHKE, THOMAS JERCHEL und DIETMAR WESSEL für 25-jährige 

Ratstätigkeit aus. OLIVER GANZAUER und Bürgermeister ANDREAS 

HAUENSCHILD erhielten für mindestens 30-jährige Ratstätigkeit 

die Ehrenmedaille in Gold.

Von links: Cord Mittendorf, Bürgermeister 
der Stadt Gehrden, Henning Harter, Petra 
Rudzuk, stellvertretende Regionspräsidentin
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HENNING HARTER, seit 25 Jahren 

Mitglied im Rat der Stadt Gehr-

den, Region Hannover, wurde 

im Dezember 2021 mit dem Ver-

dienstkreuz am Bande des Ver-

dienstordens der Bundesrepublik 

Deutschland ausgezeichnet. Der 

Orden wurde von der stellvertre-

tenden Regionspräsidentin Petra 

Rudszuck ausgehändigt. Harter 

engagiert sich seit 33 Jahren 

ehrenamtlich in der Kommu-

nalpolitik und seit 25 Jahren im 

Bereich des Sports.

Hans-Dieter 
Steenbock

HANS-DIETER STEENBOCK, ehe-

maliger Bürgermeister der 

Gemeinde Lenne, Samtge-

meinde Eschershausen-Stadt

oldendorf, Landkreis Holzmin-

den, hat nach 48 Jahren im 

Gemeinderat Lenne, 45 Jahren 

im Samtgemeinderat und 28 

Jahren im Kreistag seine Ämter 

selbstbestimmt beendet. Für 

seine Verdienste hat er 2021 das 

Verdienstkreuz am Bande des 

Verdienstordens der Bundes

republik Deutschland erhalten.

Lüchow (Wendland), Samtgemeinde Liwke, Sascha Schwedland, Hubert

Neuenhaus, Samtgemeinde Oldekamp, Günter

Wietmarschen, Gemeinde Wellen, Manfred

Wurster Nordseeküste, Gemeinde Itjen, Marcus

Name der Kommune Gewählt wurde Vorgänger:in

ERGÄNZUNGEN/KORREKTUREN ZU  
„NIEDERSACHSEN HAT GEWÄHLT“ IN DNG 6/2021
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EDITORIAL

DR. MARCO TRIPS
Präsident des Niedersächsischen 
Städte- und Gemeindebundes

SEHR GEEHRTE LESERIN, SEHR GEEHRTER LESER,

ich hoffe, es geht Ihnen gut. Ich ziehe gerade die 

letzten Weihnachtssterne und Schneeflocken 

vom Fenster meines Büros ab – ich hatte gar nicht 

bemerkt, dass sie dort immer noch hängen. Und 

immer noch ist Corona. Allenthalben hört man in 

Gesprächen, dass die Pandemie zu einem gefühlten 

„Verwaschen“ der Jahre führt. Zum Jahreswechsel 

fragt man sich: War dies und jenes eigentlich im 

vergangenen Jahr oder schon 2020? Die Einschrän-

kungen und sich immerzu verändernde Regularien 

machen aus der Pandemie einen großen Zeitbrei. 

Auch damit müssen wir umgehen. Ich selbst habe 

Weihnachten und den Jahreswechsel krank und in 

Quarantäne verbracht – eine zusätzliche Entschleu-

nigung, aber auch der Verzicht auf viele Begegnun-

gen im Familien- und Freundeskreis. Ich war froh, 

geimpft zu sein – ich hatte das Gefühl, dass mein 

milder Verlauf sich deutlich schwerer Bahn gebro-

chen hätte ohne eine vorherige Impfung. Insofern 

gilt mein Aufruf zum Impfen aus dem letzten 

Heft nun auch und umso mehr aus persönlicher 

Erfahrung.

In diesem Heft finden Sie auf Seite 3 ff. die 

„Liste von Bodenwerder“, erste Vorschläge des NSGB 

an unseren Ministerpräsidenten zu einem Abbau 

überflüssiger Bürokratie. Wir haben zunächst einmal 

drei große Linien aufgemacht – aber lesen Sie selbst. 

Gerne nehmen wir weitere Vorschläge entgegen, 

wie das kommunale Handeln noch einfacher werden 

kann. Ich bin überzeugt, dass wir dringend zu mehr 

Vereinfachungen kommen müssen, denn der Fach-

kräftemangel wird uns keine andere Wahl lassen. 

Apropos „Wahl“: Eine solche haben wir in 2022 für 

den Niedersächsischen Landtag. Hierfür stellen wir 

gerade die Vorschläge unseres Verbandes an die Par-

teien zusammen. In gewohnter Deutlichkeit werden 

wir auf die kommunalen Interessen hinweisen. Mehr 

dazu im nächsten Heft.

TITELFOTO 
Maimarkt 
Foto: Gemeinde Glandorf

VORSCHAU DNG 2/2022
Themenschwerpunkt: Schule 
Redaktions- und Anzeigenschluss: 18. März 2022 
Erscheint am 20. April 2022



DNG 1/2022 2

GLANDORF BEWEGT – MEIN LIEBLINGSPLATZ 
IM OSNABRÜCKER LAND

Hinweis zur 
historischen 

Pätkestour

Gemeinde Glandorf, Landkreis Osnabrück, im Städtedreieck  
Osnabrück, Münster und Bielefeld, rund 6700 Einwohner:innen verteilt auf 

einer Gesamtfläche von 5994,20 Hektar

STÄDTE UND GEMEINDEN STELLEN SICH VOR

TRADITION UND MODERNE

Als südlichste Gemeinde im Landkreis Osnabrück 

ist Glandorf eingebettet in die Kulturlandschaft des 

Teutoburger Waldes. Die historisch landwirtschaft-

lich geprägte Kommune ist mit ihrer Mischung 

aus Tradition und Moderne und niedrigen Steuer-

hebesätzen ein attraktiver Standort für moderne 

mittelständische Unternehmen. Wahrzeichen der 

Gemeinde ist die historische Windmühle. Für den 

konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien 

(Windräder, Solarpark, Biogas-Anlagen) ist Glandorf 

bereits zweimal als „regenerativste Kommune im 

Landkreis Osnabrück“ ausgezeichnet worden.

DORF MIT ENTWICKLUNG

Glandorf ist im Dorfentwicklungsprogramm des 

Landes Niedersachsen und wirbt hierüber sehr 

erfolgreich Fördermittel ein. Beispielsweise wurde 

der Thieplatz als Ort der Begegnung und Kommu-

nikation neu und attraktiv gestaltet. Weitere kom-

munale Projekte sind ein Niedrigseilgarten, ein 

Trimm-Pfad, die Sanierung einer ehemaligen Schule 

(„Heimathaus“), aber auch viele Private investie-

ren in die Erhaltung der 

ortsbildprägenden Infra-

struktur. Für private und 

öffentliche Maßnahmen 

wurden Fördermittel in 

Höhe von 3 800 000 00 

Euro beantragt. Dies 

entspricht einem Investi-

tionsvolumen von etwa 

10 800 000 Euro.

KULT(O)URGUT!

Dies gilt auch für den 

Heimat- und Kulturver-

ein Kult(o)urGut! Neben 

lesenswerten Publika-

tionen zur lokalen und 

regionalen Geschichte 

widmet sich der Ver-

ein dem Aufbau eines 

digitalen Archivs. Entlang der ortstypischen zent-

ralen Fußwege erhalten Interessierte auf der von 

Kult(o)urGut! gestalteten „Historischen Pättkestour“ 

Einblicke in lokale Geschichte/n. Das aktuelle und 

bislang größte Projekt des Vereins ist die Sanierung 

eines denkmalgeschützten Hauses an der alten 

Kirchhofburg: „Haus Wibbelsmann“ soll in Zukunft 

das Archiv beherbergen und auch kommunikative 

Begegnungsstätte werden. Möglich ist dies nur 

durch ein breites bürgerschaftliches Engagement 

und mit Mitteln aus der Dorfentwicklung und aus 

anderen Fördertöpfen.

GLANDORF BEWEGT

Das Motto der Gemeinde – „Glandorf bewegt“ 

– nimmt man vor Ort gerne wörtlich. Zwei Sport-

vereine sprechen für sich. Neben einem regional 

sehr beliebten Hallen-Garten-Bad unterhält die 

Gemeinde drei Turnhallen, mehrere Fußballplätze, 

davon einen mit Kunstrasen, Bolzplätze, ein Soccer

feld und dergleichen mehr. Ende 2021 wurde ein 

kommunales Spielplatzkonzept verabschiedet. Mit 

einer unterschiedlichen Schwerpunktsetzung soll 

der Bewegungsdrang der Kleinsten, aber auch der 

von Jugendlichen gefördert werden.

Überhaupt wird Mobilität in Glandorf groß 

geschrieben, sei es über Mitnahmebänke oder beim 

kommunalen E-Carsharing-Projekt. Seit September 

2019 verbindet ein länderübergreifender Bürger-

busverein Glandorf mit der NRW-Nachbarkommune 

Lienen und dem nächsten Bahnhof. Trotz corona

bedingter Fahrpause konnte im November 2021 

bereits der 5000. Fahrgast im Bürgerbus begrüßt 

werden. Über das kommunale Projekt „Mein Weg – 

Dein Ziel“ soll die Mitnahme von Personen im priva-

ten Pkw gefördert werden. Zum Schutz von Kindern 

und Frauen können sich Kfz-Halter:innen bei der 

Gemeinde registrieren lassen, um eine von innen 

und außen lesbare Nummer für die Windschutz-

scheibe zu erhalten.

Das beliebteste Fortbewegungsmittel ist in 

Glandorf sicherlich das Fahrrad. Wer die sportliche 

Herausforderung sucht, wird sie in den Steigungen 

des angrenzenden Teutoburger Waldes finden. Alle 

anderen genießen gemütliche Fahrradtouren, bei 

denen sich am Wegesrand schöne Sitzgruppen und 

sogar eine natürliche Wassertretstelle finden.  ❚
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NSGB MACHT VORSCHLÄGE ZUR 
ENTBÜROKRATISIERUNG

Ministerpräsident Stephan Weil (rechts) freute sich über das ungewöhnliche 
Nikolausgeschenk. Links NSGB-Präsident Dr. Marco Trips

Ein ungewöhnliches Nikolausgeschenk bekam 

Ministerpräsident Stephan Weil am 6. Dezember 

2021 vom Niedersächsischen Städte- und Gemein-

debund (NSGB) überreicht. Neben einem Stiefel mit 

kleinen Süßigkeiten übergaben Präsident Marco 

Trips und Geschäftsführer Oliver Kamlage die „Liste 

von Bodenwerder“ mit drei Vorschlägen ihres Ver-

bandes zum Bürokratieabbau.

Trips nahm damit Bezug auf seine Rede im Okto-

ber 2021 auf der NSGB-Mitgliederversammlung 

in Bodenwerder. Dort hatte er anhand vielfältiger 

Beispiele die zunehmend für kleine und mittlere 

Gemeinden nicht mehr handhabbare Kompliziert-

heit von Förderprogrammen und bürokratischen 

Abläufen im Verhältnis von Land und Kommunen 

beklagt. Der NSGB macht nun drei Vorschläge:

1. SCHAFFUNG EINER RECHTSGRUNDLAGE 

FÜR PAUSCHALE ZUWEISUNGEN AN DIE 

KOMMUNEN

Trips macht dies am Fall der Zuschüsse des Kultus-

ministeriums für Coronatests von kommunalem 

Schulpersonal fest: Diese hätten mit Listen bean-

tragt und mit Verwendungsnachweisen abge-

rechnet werden müssen – viel zu kompliziert, um 

wenige hundert Euro zu erhalten. Personal werde 

so unnötig von anderen Aufgaben abgehalten. Hier 

soll nun ein kleines Gesetz geschaffen werden, das 

in solchen Fällen pauschale Zuwendungen etwa pro 

Einwohner:in oder pro Schüler:in an die Kommunen 

abseits der Landeshaushaltsordnung und ihrer Ver-

waltungsvorschriften ermöglicht.

2. DER NSGB STREBT EINE EINFACHERE 

ABRECHNUNG DER PERSONALKOSTEN­

FÖRDERUNG FÜR DIE KINDERTAGES- 

STÄTTEN AN

Hier rechnet das Kultusministerium personenbezo-

gen in einem höchst ausdifferenzierten System mit 

jeder Kommune ab. Vielfältige Eingaben auf kommu-

naler Seite in das System „KiTa-Web“ sind erforderlich, 

die Abrechnung beim Ministerium hängt aufgrund 

der Komplexität über ein Jahr hinterher. Hier schlägt 

der NSGB vor, das bestehende Gesamtpersonalkos-

tenbudget zukünftig pauschal nach dem Faktor der 

„genehmigten Betreuungsstunden“ auszuzahlen. 

Da hiermit eine weitreichende Systemumstellung 

verbunden wäre, sieht der Vorschlag zunächst eine 

interne Probeberechnung des Ministeriums mit den 

kommunalen Spitzenverbänden vor.

3. EIN IN TEILEN NACH GRÖSSEN ABGESTUFTES 

HAUSHALTSRECHT

Der NSGB weist darauf hin, dass für die kleinen und 

mittleren Kommunen das anzuwendende Haus-

haltsrecht oft mit Übermaß verbunden ist. Kleine 

Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden hätten 

keine Notwendigkeit, dasselbe Haushaltsrecht wie 

die Landeshauptstadt Hannover anzuwenden. Wäh-

rend letztere eher einem Großkonzern gleiche, käme 

eine kleine Gemeinde auch mit abgestufteren Rege-

lungen aus. Insofern schlägt der NSGB ein in Teilen 

nach Größenklassen abgestuftes Haushaltsrecht vor.

Der Ministerpräsident nahm die Vorschläge posi-

tiv auf. Er könne all dies nachvollziehen. Trips und 

Weil waren sich einig, dass die Ideen wert sind, wei-

terverfolgt zu werden – dass dies aber auch nicht 

mal eben so geschehen könne, sondern die Bera-

tung und Abstimmung auf allen Ebenen bedürfe. 

Dies könne man aber ernsthaft angehen und solle 

entsprechende Gespräche führen.

AUS DEM NSGB
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LISTE VON 
BODENWERDER

PRÄAMBEL

Überbordende Bürokratie im Verhältnis der Landes- 

und Kommunalverwaltung und eine oft überkom-

plexe Fördermittelabwicklung sind eine der großen 

Beschwernisse der Kommunalverwaltungen. Dies 

betrifft insbesondere die kleineren und mittleren 

Gemeinden, die nicht über Verwaltungsapparate 

wie die Großstädte verfügen. Dies führt mittler-

weile zu einer systembedingten Benachteiligung 

dieser Städte, Gemeinden und Samtgemeinden. Es 

gelingt ihnen unter immer schwierigeren Bedingun-

gen, Fördermittel und andere Anforderungen abzu-

wickeln. Ich hatte dies zum Schwerpunkt meiner 

Bodenwerderschen Rede gemacht. Sie, lieber Herr 

Ministerpräsident Weil, hatten daraufhin um Hin-

weise gebeten, an welchen Hebeln das Land anset-

zen kann, um Bürokratie abzubauen. Das Präsidium 

des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebun-

des möchte drei große Punkte adressieren.

I. �VERFAHRENSENTLASTUNGEN BEI  

FINANZIELLEN ZUWENDUNGEN

Dienststellen des Landes benötigen eine Rechts-

grundlage, um Zahlungen an Dritte, also auch 

Kommunen, leisten zu können. Sofern keine fach-

spezifische Rechtsgrundlage vorhanden ist, wird 

daher regelmäßig auf die Vorgaben des §§ 44 i. V. m. 

§ 23 LHO zurückgegriffen. Hierbei handelt es sich 

grundsätzlich um kurze und knappe Normen. Tat-

sächlich werden diese aber von seitenlangen Ver-

fahrensvorschriften (VV) unterfüttert, mit denen 

den Zuwendungsempfängern detaillierte Vorschrif-

ten über Umgang, Nachweise und Abrechnung der 

gewährten Mittel gemacht werden. Aufgrund ihres 

Charakters als VV obliegt die Anwendung, Kontrolle 

und vor allem die Durchsetzung dieser Normen 

ausschließlich dem administrativen Unterbau des 

Finanzministeriums und ist so dem politischen Dis-

kussionsprozess weitgehend entzogen. Versuche, 

mäßigend auf den Regelungsgrad einzuwirken, sind 

damit regelmäßig zum Scheitern verurteilt.

Während bei der Gewährung von Zuwendungen 

an private Dritte durchaus ein gewisses Verständ-

nis für Rückversicherungsansprüche des Landes 

besteht, kann dies für Kommunen als juristische Per-

sonen des öffentlichen Rechts und staatsrechtlicher 

Teil des Landes jedoch nicht im selben Maße gelten. 

Zudem zeigt sich das vorhandene Instrumentarium 

gerade bei kleineren Zuwendungen als überkom-

plex mit einem ungünstigen Verhältnis von Kosten 

und Nutzen für die beantragenden und bewilligen-

den Körperschaften.

Wir schlagen daher vor, für finanzielle Zuwen-

dungen des Landes an die Kommunen ein eigenes 

Gesetz in Form eines Zuschussgesetzes zu schaffen. 

Dies sollte im für kommunale Angelegenheiten 

zuständigen Innenministerium ressortieren. Danach 

sollen Landesdienststellen berechtigt werden, kom-

munalen Körperschaften Zuschüsse zu gewähren. 

Das Gesetz soll hinreichend offen gestaltet sein, um 

sowohl pauschale Mittelvergaben als auch Budgets 

zu erlauben. Es muss für antragsabhängige und 

freie Auszahlungen geeignet sein und grundsätz-

lich sowohl die Verteilung von Landes- als auch von 

Drittmitteln gestatten. Um diese Freiheiten in mög-

lichst häufigen Einzelfällen auch nutzen zu können, 

ist eine klar umrissene Verordnungsermächtigung 

erforderlich, die jedoch nur im Einvernehmen mit 

dem Innenministerium genutzt werden darf. Vor-

bild für das Gesetz soll das Kommunalinvestitions-

förderungsgesetz sein, mit dem die KIP-Programme 

umgesetzt wurden.
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II. �UMSTELLUNG DER FINANZHILFE 

FÜR KINDERTAGESSTÄTTEN IN EINE 

BETREUUNGSSTUNDENPAUSCHALE

Die Abwicklung der Personalkostenförderung im Niedersäch-

sischen Kindertagesstättengesetz erfolgt derzeit über die 

§§ 25 ff. NKiTaG sowie über weitere Detailvorschriften in einer 

Durchführungsverordnung. Abgewickelt wird das Verfahren 

über die EDV-Anwendung KiTa-Web. Das gesamte Verfah-

ren ist überkomplex, da es unterschiedliche, über die Jahre 

entwickelte Aspekte der Personalkostenförderung abbilden 

muss. Hier werden ausgehandelte und vollkonnexitäre Per-

sonalkosten mit unterschiedlichen Zuschlägen, zum Beispiel 

für Integrationsgruppen kompliziert und personenbezogen 

abgerechnet. Bei jedem Personalwechsel ist die Abrechnung 

anzupassen. Dies alles ist ein riesiger Aufwand sowohl in den 

Gemeindeverwaltungen als auch im Kultusministerium. Für 

eine solche Regelung könnte ein Formulierungsvorschlag vor-

gelegt werden.

Dieses System könnte unabhängig von Diskussionen über 

eine ausreichende Höhe der Landesanteile an der KiTa-Finan-

zierung deutlich vereinfacht werden. Der Gesamtaufwand 

des Landes, der derzeit in die Personalkostenförderung fließt, 

könnte in ein Budget zusammengeführt werden und die Aus-

zahlung des Landesanteils zukünftig pauschal anteilig nach 

den genehmigten Betreuungsstunden erfolgen. Dieser Maß-

stab ist eine gerechte Größe, da sie den durchschnittlichen 

Aufwand in den Einrichtungen gleichmäßig abbildet. Um das 

Verfahren insgesamt zu entzerren und die unmittelbare Ver-

sorgung mit Betreuungsleistungen nicht zu gefährden, gehört 

auch die Nutzung der Finanzhilfe als Sanktionsmechanismus 

abgeschafft. Alle Einrichtungen sind genehmigungsbedürftig, 

eine Sanktionierung über Erteilung und Versagung der Geneh-

migung ist vollkommen ausreichend.

Im Zuge einer Umstellung der Finanzierungsregelung 

würde es zwangsläufig zu einer Veränderung bei den einzel-

nen derzeitigen Auszahlungsbeträgen kommen. Um eine 

möglicherweise hinderliche Gewinner-Verlierer-Diskussion 

einschätzen zu können, schlagen wir zunächst vor, eine Pro-

beberechnung durch das Kultusministerium vornehmen zu 

lassen. Sollten sich die dabei zu Tage tretenden Veränderun-

gen in Grenzen halten, können sie durch den Bürokratieabbau 

gerechtfertigt sein. Dann könnte sich eine politische Diskus-

sion anschließen.

III. �ANPASSUNG HAUSHALTSRECHTLICHER VORGABEN AN 

DIE GRÖSSE KOMMUNALER KÖRPERSCHAFTEN

Das kommunale Haushaltsrecht ist ein mächtiges Instru-

mentarium, mit dem sowohl die Haushalte kleiner Mitglieds

gemeinden von Samtgemeinden als auch die Haushalte gro-

ßer Körperschaften wie der Region oder der Landeshauptstadt 

Hannover rechtlich geregelt sind. Dennoch enthalten die 

gesetzlichen Bestimmungen kaum Anknüpfungspunkte an 

Größe oder bewegtes finanzielles Volumen, wie sie etwa im 

HGB für juristische Personen des Privatrechts durchaus vor-

gesehen sind. Viele kleine Kommunen sehen sich daher mit 

überbordenden Bestimmungen konfrontiert, zumal auch hier 

kein ausgewogenes Verhältnis von Anforderungen und Nutzen 

besteht. Insofern sollte ein deutlich differenziertes Haushalts-

recht mit von der Größe einer Kommune abhängigen Vorga-

ben geschaffen werden. Für kleine und mittlere Kommunen 

sind unbedingt absolute Ausnahmen bei der Erstellung des 

Gesamtjahresabschlusses vorzunehmen. Auch die Berichts-

pflichten müssen deutlich stärker differenziert werden. Eine 

Finanz- und Ergebnisrechnung sowie die Bilanz könnten auch 

einfach in Tabellenform vorgelegt werden. Darüber hinaus ist 

bei der Finanzrechnung abzuschichten. Hier reicht die Spann-

weite von einer Reduzierung auf sechs Sammelkonten bis zu 

einem vollständigen Verzicht auf die Finanzrechnung bei ganz 

kleinen Kommunen. Auf die Definition der wesentlichen Pro-

dukte kann bei kleinen Kommunen verzichtet, der Produktrah-

men könnte größenangemessen reduziert werden.  ❚

I M P R E S S U M 

„Die Niedersächsische Gemeinde“ erscheint sechsmal jährlich. 
Bezugspreis jährlich 36  Euro, Einzelpreis sechs Euro, jeweils zuzüglich 
Porto. In sämtlichen Verkaufspreisen sind sieben Prozent Mehrwertsteuer 
enthalten. Für Mitglieder des Niedersächsischen Städte- und Gemeinde-
bundes (NSGB) ist der Bezug der Zeitschrift im Mitgliedsbeitrag enthal-
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AUS DEM NSGB

Der Schul- und Kulturausschuss diskutiert über die  
Besetzung von Schulleitungsstellen und den Rechts
anspruch auf Ganztagsbetreuung

Mitte, zweiter 
von rechts: Gast 

Peter Reinert, 
Referent im MK

Der Schul- und Kulturausschuss des Niedersächsi-

schen Städte und Gemeindebundes (NSGB) tagte 

am 17.  November 2021 aufgrund der aktuellen 

Entwicklungen per Videokonferenz. Der Präsident 

des NSGB, Dr. Marco Trips, begrüßte zu Beginn der 

Sitzung die Teilnehmenden und hob die aktuellen 

Herausforderungen der Kommunen hervor.

Als Gast geladen war Peter Reinert, Referent im 

Niedersächsischen Kultusministerium (MK) und 

zuständig für Grund-, Ober- Haupt- und Realschu-

len, zum Austausch über den Besetzungsstand der 

Schulleitungsstellen in Niedersachsen. Im Rahmen 

des konstruktiven Austausches zwischen den Aus-

schussmitgliedern und Reinert zeigte sich, dass zwar 

eine Verbesserung bei der Anzahl der Vakanzen in 

den letzten Jahren eingetreten sei, dass aber wei-

terhin eine Verbesserung erreicht werden müsste. 

Es gehe darum, mehr und vor allem frühzeitig Inte-

ressenten für Schulleitungsstellen an Grundschulen 

auch außerhalb der Universitätsstädte zu gewinnen. 

Die Teilnehmer:innen konnten einige Verbesse-

rungsvorschläge gegenüber dem Ministeriumsver-

treter benennen.

Weiterer großer Themenschwerpunkt war die 

anstehende Umsetzung des auf Bundesebene kurz 

vor Ende der alten Legislaturperiode beschlossenen 

Gesetzes zur Gewährleistung eines Anspruchs auf 

Ganztagsbetreuung im Primarbereich. NSGB-Bei-

geordneter Marco Mensen berichtete über den 

aktuellen Sachstand. Die Ausschussteilnehmer:in-

nen waren sich einig darüber, dass die Ganztags

betreuung erhebliche organisatorische und finan-

zielle Herausforderungen für die Kommunen 

bedeuten würde. Gleichzeitig fehle es noch an 

ausreichend detaillierten landesgesetzlichen Rege-

lungen zur Umsetzung. Der Ausschuss forderte den 

Landesgesetzgeber auf, klare inhaltliche Vorgaben 

zur Ausgestaltung der Betreuungsangebote zu 

machen, sowie eine auskömmliche Finanzierung für 

die niedersächsischen Kommunen sicherzustellen.

Die NSGB-Beigeordnete Dr. Alice Martens berich-

tete über den Umsetzungsstand beim Digitalpakt 

Schule sowie über weitere aktuelle Themen aus dem 

Schulbereich.

Abschließend bedankten sich der Vorsitzende, 

Samtgemeindebürgermeister Dirk Eberle, und die 

Beigeordnete Martens bei allen Ausschussmitglie-

dern und vor allem den im Zuge der Kommunalwahl 

ausgeschiedenen Mitgliedern für die gute Zusam-

menarbeit und wünschten für die Zukunft alles 

Gute!  ❚

www.face-book.com/
NSGB1

BESUCHEN SIE 
DEN NSGB AUF
FACEBOOK
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GEHRDEN IST „AUSSERGEWÖHNLICHE 
VORLESESTADT 2021“
Die Initiatoren des Bundesweiten Vorlesetags – DIE ZEIT, Stiftung Lesen und Deutsche Bahn Stiftung – 
ehren gemeinsam mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund Kommunen, die sich besonders für das 
Vorlesen engagieren

SCHULE, KULTUR & SPORT

Mit kreativen und öffentlichkeitswirksamen 

Vorlese-Aktionen haben die Schüler:innen des Mat-

thias-Claudius-Gymnasiums gemeinsam mit ihren 

Lehrerinnen und Lehrern den Titel „Außergewöhn

liche Vorlesestadt“ für Gehrden geholt – und wahr-

lich verdient: Mit QR-Codes an öffentlichen Orten in 

der Stadt, die zu selbst vorgelesenen Texten führten, 

mit Vorlesewanderungen und öffentlichen Lesungen 

in der Fußgängerzone, bei der der Stadtrat ebenso 

beteiligt war wie die Einwohner:innen Gehrdens. 

So zeigt die Gewinner-Stadt dieser Kategorie, dass 

Herausforderungen zu kreativen Ideen führen kön-

nen und etwa Outdoor-Lesungen gerade in Pan-

demie-Zeiten möglich sind und begeistern. Alle 

Aktionen fanden unter dem selbstgewählten Motto 

„Traum“ statt – so auch der 24 Stunden-Vorlesemara-

thon, an dem die Schüler:innen aus selbst geschrie-

benen Werken zum Thema „Traum“ vorlasen. Beglei-

tet wurden die ideenreichen Aktionen durch eine 

selbst gestaltete Ausstellung, einem eigens produ-

zierten Audio-Beitrag von Nachrichtensprecher Marc 

Bator und literarischen Lesungen von verschiedenen 

Autorinnen und Autoren.

Neben Gehrden wurden Merseburg (Sach-

sen-Anhalt) als „Aktive Vorlesestadt 2021“ und 

Wiesbaden (Hessen) als „Nachhaltige Vorlesestadt 

2021“ geehrt. Rund um den Bundesweiten Vorlese-

tag am 19. November 2021 haben sich die Gewin-

nerstädte mit vielfältigen Aktionen eindrucksvoll 

eingebracht – und damit ein wichtiges Signal für 

das Vorlesen gesetzt. Bereits zum neunten Mal hat-

ten die Initiatoren des Bundesweiten Vorlesetags 

– DIE ZEIT, Stiftung Lesen und Deutsche Bahn Stif-

tung – gemeinsam mit dem Deutschen Städte- und 

Gemeindebund den Titel „Vorlesestadt“ ausgelobt.

„MAN TEILT GESCHICHTEN, ERLEBT 

GEMEINSAM ABENTEUER UND LÄSST DEN 

ALLTAG HINTER SICH“

Dr. Jörg F. Maas, Hauptgeschäftsführer der Stiftung 

Lesen, sagt: „Wir gratulieren Merseburg, Gehrden 

und Wiesbaden für ihr herausragendes Engage-

ment. Gerade in der aktuellen Situation ist Vorlesen 

für Kinder besonders wichtig: Man teilt Geschichten, 

erlebt gemeinsam Abenteuer und lässt den Alltag 

hinter sich. Deshalb danken wir auch allen anderen 

Städten und Gemeinden sowie den vielen kommu-

nalen und ehrenamtlichen Initiativen. Wir freuen 

uns, dass dank aller Aktionen der Bundesweite 

Vorlesetag inzwischen zu Deutschlands größter 

Vorlese-Bewegung geworden ist.“

Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer des 

Deutschen Städte- und Gemeindebunds, fügt an: 

„Auch in diesem Jahr waren wir in unseren sozialen 

Möglichkeiten eingeschränkt. Umso schöner und 

beeindruckender ist das kreative Engagement, das 

die Gewinner-Städte und viele andere Kommunen 

an den Tag gelegt haben. Sie alle zeigen: Vorlesen 

begeistert und verbindet – ob virtuell, im Freien 

oder im kleinen Kreis.“   ❚

DER NÄCHSTE BUNDESWEITE VORLESETAG  

FINDET AM 18. NOVEMBER 2022 STATT

Der Bundesweite Vorlesetag folgt der Idee: Jeder, der Spaß am Vor-

lesen hat, liest an diesem Tag anderen vor – zum Beispiel in Schu-

len, Kindergärten, Bibliotheken oder Buchhandlungen, aber auch 

an außergewöhnlichen Orten wie in Kletterhallen, Sternwarten 

oder Möbelhäusern. In diesem Jahr haben mehr als 591 000 Men-

schen vorgelesen und zugehört. Der nächste Bundesweite Vorle-

setag findet am 18. November 2022 statt. Weitere Informationen 

zu der Initiative finden Sie hier: www.vorlesetag.de

Eine Übersicht der bisherigen 
Vorlesestädte finden Sie im 
Internet unter www.vorlese-
tag.de/vorlesestadt/
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SCHULE, KULTUR & SPORT

MORINGEN DIGITAL! – INTERNETSEITE 
MIT BÜRGERBETEILIGUNG

Das Projekt Digitale Dörfer Niedersachsen wird als 
Kooperationsprojekt der Stiftung Digitale Chancen mit dem 

Fraunhofer-Institut für Experimentelles Software Engineering 
durchgeführt. Ziel ist es, durch Vernetzung und Information 

mehr Lebensqualität im dörflichen Zusammenleben zu 
ermöglichen. Dabei stehen das regionale Engagement der 

Akteurinnen und Akteure vor Ort und die Anbindung an die 
Kommunalverwaltung im Mittelpunkt.

Dabei hat ein Dorf viele verschiedene Möglichkei-

ten, sich zu präsentieren. Neben informativen Bei-

trägen zum Dorf, bekommt man durch Chroniken 

und Bildergalerien einen besonderen Einblick in 

das Dorfleben. Zusätzlich kann das Dorfverzeichnis 

einen Überblick über wichtigen Dienstleister und 

Geschäfte bieten. Auch die lokalen Vereine haben 

einen eigenen Zugang und können sich und ihr 

Angebot publik machen.

Kombiniert mit der DorfFunkApp bleiben somit 

immer alle über das Smartphone oder das Tablet 

auf dem Laufenden und informiert. Gerade in der 

Coronazeit bieten sich hier gute Möglichkeiten, 

jenseits von WhatsApp-Gruppen in Kontakt zu blei-

ben und wichtige Informationen zum Beispiel über 

lokale Impfangebote und Onlineangebote aus Ver-

einen und Interessensgemeinschaften schnell und 

unkompliziert zu verbreiten. Auch nicht mehr benö-

tigte Möbel- oder Kleidungsstücke finden auf die-

sem Weg über die Rubrik „Biete“ oder „Suche“ neue 

Besitzer:innen.

FAST EIGENSTÄNDIGES NETZWERK

Wichtig für die Verwaltung war bei der Auswahl des 

Produktes, dass die Dorf- und Vereinsseiten von 

Redakteurinnen und Redakteuren sowie Autorin-

nen und Autoren aus den Ortschaften erstellt und 

verwaltet werden und somit ein großes beinahe 

eigenständiges Netzwerk entsteht und wächst, dass 

nicht nur von der Kommune betreut oder vorgege-

ben wird.

Durch Corona ist allerdings der Input in dieses 

Netzwerk derzeit noch etwas reduziert, da beinahe 

keine Veranstaltungen stattfinden. Außerdem sind 

noch immer nicht alle Ortschaften so aktiv dabei, 

wie man es sich erhofft hat. Hier gilt es, einen lan-

gen Atem zu behalten und das Wachstum aktiv zu 

begleiten, um für alle den großen Nutzen, der hinter 

der Idee steckt, herauszuholen.  ❚

Hier erreichen Sie die Internetseite:

https://www.moringen.digital/

VERNETZUNG UND AUSTAUSCH IM 

LÄNDLICHEN RAUM

Die Mitglieder des Zukunftsforums Moringen 2030 

haben sich bereits vor den Corona-Lockdowns auf 

den Weg gemacht, um eine Lösung zu finden, die die 

Menschen im ländlichen Raum stärker vernetzt und 

in den Austausch bringt. Vereinsangebote, Veran-

staltungen und wichtige Nachrichten sollten direkt 

an alle Einwohner:innen verteilt werden können. 

Darüber hinaus sollte diese Lösung Mitgestaltungs-

möglichkeiten für Einwohner:innen bieten und 

wenig laufende Kosten verursachen. Leider geriet 

die Idee durch die Corona-Pandemie ins Stocken.

Letzlich kamen jedoch die Erfahrungen aus der 

Gemeinde Gleichen sowie die Projektförderung 

durch das Land Niedersachsen wie gerufen. Es bil-

dete sich im Sommer 2021 ein Redakteursteam und 

mehrere lokale Autorenteams, die zahlreiche Seiten 

gestalteten, so dass am 6. Dezember 2021 die Seite 

Moringen.Digital sowie die DorfFunk-App für Morin-

gen einschließlich aller Ortsteile an den Start gehen 

konnte.

DORFPAGES

Die DorfPages sind lokale Dorfwebseiten, mit denen 

sich jedes Dorf vorstellen und über seine ganz eige-

nen Besonderheiten und eigene Geschichte infor-

mieren kann. Aber auch aktuelle Neuigkeiten und 

Events sind ein wichtiger Bestandteil. Somit sind 

die DorfPages eine Kombination aus immer neuen 

Beiträgen und spannenden, dauerhaften Fakten. 
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JUGENDKONGRESS WORPSWEDE
VON STEFAN SCHWENKE

Vorbereitungsteam: 
Diskussion in der 
„Fishbowl“

Seit dem Jahr 2001 enthält das Niedersächsische 

Kommunalverfassungsgesetz (§36 NKomVG) die 

Vorschrift, „Kinder und Jugendliche bei Planungen 

und Vorhaben, die deren Interessen berühren, in 

angemessener Weise zu beteiligen“. Diese Beteili-

gungen sind danach in der Gemeinde Worpswede 

in sehr unterschiedlichen Formen, aber nur spora-

disch, durchgeführt worden.

In 2017 wurde dann in der Gemeinde beschlos-

sen, einen Jugendkongress ins Leben zu rufen, der 

erstmalig im Sommer 2018 und dann auch in den 

Jahren 2019 und 2021 stattfand. Pandemiebedingt 

musste der Jugendkongress 2020 leider ausfallen.

Ziele, diesen Jugendkongress einzuführen, waren, 

die Interessen junger Menschen in der Kommunalpo-

litik stärker zu berücksichtigen, den Jugendlichen ein 

Forum zu geben, sich untereinander auszutauschen 

und das Interesse der Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen an kommunalpolitischen Themen und 

für kommunalpolitisches Engagement zu stärken 

sowie letztlich die jungen Menschen für das örtliche 

Gemeinwesen zu gewinnen und sie darin einzubin-

den. Dies war insbesondere unter dem Gesichts-

punkt der Schließung der weiterführenden Schule 

in der Gemeinde Worpswede durch den Landkreis 

Osterholz von Bedeutung.

EXTERNE MODERATION SINNVOLL

Moderiert wurden die Jugendkongresse 2018 

und 2019 durch Carsten Bunk von der Hochschule 

Emden/Leer, der solche Jugendforen bereits seit 

dem Jahr 2015 in verschiedenen Gemeinden erfolg-

reich eingeführt und begleitet hat.

Eingeladen wurden alle im Gemeindegebiet 

lebenden Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

im Alter von 13 bis 20 Jahren.

Der Jugendkongress lässt sich in zwei Teile unter-

teilen: Im ersten Teil diskutieren und erarbeiten sich 

die Jugendlichen für sie wichtige Themen. Hierbei 

erfolgt eine Aufteilung in vier Gruppen, die dann 

nacheinander die einzelnen Themenfelder durch-

laufen. Im zweiten Teil werden die Ergebnisse in 

einer sogenannten Fishbowl dann allen Jugend

lichen vorgestellt. Zu diesem zweiten Teil sind dann 

neben dem Bürgermeister auch Vertreter:innen aus 

Politik und Verwaltung, aber auch weitere Expertin-

nen und Experten – etwa von der örtlichen Polizei 

oder Naturschutzverbänden – anwesend.

Der zweite Teil wird dann auch dazu genutzt, 

die anwesenden Entscheidungsträger:innen mit 

den Wünschen und Forderungen zu konfrontieren. 

Hierbei ist es für die Jugendlichen wichtig, konkrete 

Antworten zu erhalten, die in dieser „Fishbowl“ dann 

auch eingefordert werden.

ENGAGIERTES VORBEREITUNGSTEAM 

UNERLÄSSLICH

Unerlässlich für diese Organisationsform ist ein aus 

engagierten Jugendlichen bestehendes Team, das 

in der Vorbereitung die Themen entwickelt und 

visualisiert. Während des Jugendkongresses über-

nimmt dieses Team dann auch die Diskussion mit 

den Jugendlichen und die darauffolgende Vorstel-

lung der Ergebnisse in der „Fishbowl“.

Zusammenfassend für diese ersten drei Jugend-

kongresse kann gesagt werden, dass die Diskussi-

onen mit den Jugendlichen von allen Beteiligten 

positiv gewertet wurden. Die Jugendlichen haben 

ihre Wünsche und Forderungen nachvollziehbar 

formuliert, es wurden nur erfüllbare Forderungen 

formuliert, sogenannte „Wolkenschlösser“ wurden 

nicht gebaut.

Auch wenn die Anzahl der teilnehmenden 

Jugendlichen von 50 im Jahre 2018 auf 30 im Jahre 

2021 gesunken ist, wurde von allen Beteiligten eine 

Fortsetzung der Jugendkongresse in den folgen-

den Jahren gewünscht. Diesem Wunsch kommt die 

Gemeinde Worpswede gerne nach.   ❚

Volljurist STEFAN SCHWENKE 
ist seit 2001 Bürgermeister der 
Gemeinde Worpswede

SCHULE, KULTUR & SPORT
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SANIERUNG EINER ALTEN TURNHALLE IN 
GLANDORF

SCHULE, KULTUR & SPORT

Fast 50 Jahre nach dem Bau der „kleinen“ Turnhalle 

– 1969 – entschied man sich in Glandorf unter dem 

Aspekt der Nachhaltigkeit für eine Sanierung des 

Gebäudes und gegen einen Neubau. Geplant wur-

den Maßnahmen wie

•  �Entfernung und Erneuerung des Hallenbodens. 

(mit Fußbodenheizung und neuer Linierung für 

Basketball, Badminton, Volleyball, Tennis).

•  �Erneuerung der Hallendecke mit LED-Leuchten 

und Schallschutz.

•  �Abriss und Neubau des Umkleide- und Sanitär-

traktes und des Eingangsbereichs.

•  �Erneuerung der Hallenfenster, neue Fassaden

platten, Abdichtung und Begrünung des Daches.

•  �Einbau von Geräteraumtoren und Prallschutz an 

allen Wänden.

•  �Notausgang.

Mit Hilfe fast einer Million Euro Bundesfördermittel 

über das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-

schung für die Sanierung kommunaler Einrichtungen 

in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur konnte die 

Halle im August 2021 wieder eröffnet werden.

Bei der (Wieder-)Eröffnungsfeier wurde die pan

demiebedingt verschobene Grundsteinlegung nach- 

geholt: Eingemauert wurde nicht nur die neue Zeit-

kapsel, sondern auch die alte aus dem Jahr 1967. In 

beiden Kapseln befindet sich je eine Urkunde zum 

Neubau/Umbau, eine aktuelle Tageszeitung und 

DM- sowie Euro-Münzen.

Bürgermeisterin Dr. Magdalene Heuvelmann 

begrüßte die anwesenden Vertreter:innen der 

Unternehmen, des Gemeinderates, der Schulen und 

der Vereine. Als besondere Gäste hieß sie die bei-

den Bundestagsabgeordneten Dr. André Bergheg-

ger und Matthias Seestern-Pauly, die sich selbst 

davon überzeugten, dass die Bundesmittel sinnvoll 

in Glandorf eingesetzt wurden, willkommen. Dar-

über hinaus bedankte sie sich bei den Planerinnen 

und Planern sowie Handwerkerinnen und Hand-

werkern, die für eine reibungslose und schnelle 

Umsetzung der Bauarbeiten sorgten. Der Architekt 

Wilhelm Pörtner schloss sich dem an und betonte in 

seinem Grußwort, dass die Gemeinde sich mit dem 

Sanierungskonzept (statt Neubau) für den Aspekt 

der Nachhaltigkeit entschieden habe. André Berg

hegger, MdB, bedankte sich für die Einladung zur 

Wiedereröffnung und wünschte allen Nutzerinnen 

und Nutzern viel Freude in der Halle. Norbert Hage-

dorn bedankte sich im Namen aller für die Beteili-

gung der Nutzer:innen an den Planungen. So sei 

es gelungen, dass alle zufrieden sind und man sich 

uneingeschränkt auf die nächsten Karnevalssitzun-

gen freuen kann.

Nach den Grußworten und der Grundsteinle-

gung segnete Pastoralreferent Christoph Mühl 

feierlich die „Windhorst-Halle“. Im Anschluss hieran 

konnten sich die Besucher:innen bei einem Rund-

gang selbst ein Bild von der gelungenen Sanierung 

und der frischen Farbgestaltung machen und auch 

einzelne Geräte und Stationen ausprobieren.

Als Highlight gibt es im Flur des Umkleideberei-

ches eine Fototapete.  ❚

Turnhalle nach der 
Sanierung
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UMWELT & ENERGIE

„BACH IM FLUSS – DER NIEDERSÄCHSISCHE 
GEWÄSSERWETTBEWERB 2022“
Der Niedersächsische Gewässerwettbewerb 2022 

ist eröffnet. Er würdigt dieses Jahr zum siebten Mal 

die vielen kleinen und großen Maßnahmen, die zum 

Schutz und zur Verbesserung der ökologischen Qua-

lität der Gewässer in Niedersachsen beitragen und 

rückt diese in das Licht der Öffentlichkeit.

Der Wettbewerb richtet sich an Kommunen und 

Verbände, Vereine und Initiativen oder Privatperso-

nen, die sich für die Entwicklung des Lebensraums 

Fließgewässer in Niedersachsen einsetzen. Mög

liche Wettbewerbsbeiträge sind Umgestaltungs- 

und Entwicklungsmaßnahmen am Gewässerlauf 

zur Verbesserung der Struktur, der Durchgängigkeit 

oder der Gewässergüte.

Die besten Beiträge werden im Rahmen einer 

Preisverleihung im Herbst 2022 ausgezeichnet. 

Neben Preisgeldern wird die extra für den Wett-

bewerb gestaltete „Niedersächsische Bachperle 

2022“, jeweils für die Kategorie „Hauptamt“ und 

„Ehrenamt“, überreicht. Ein Sonderpreis der Nieder-

sächsischen Bingo-Umweltstiftung wird vergeben. 

Gelungene Projekte werden anschließend in einer 

Broschüre veröffentlicht. Träger des Wettbewerbes 

sind das Niedersächsische Ministerium für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz sowie die Arbeits-

gemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände 

Niedersachsens.

Das Teilnahmeformular kann ab sofort bei der 

Kommunalen Umwelt-AktioN UAN angefordert 

werden: Dr. Katrin Flasche, Telefon 0511 302 85-58, 

E-Mail: flasche@uan.de.

Einsendeschluss: 15. April 2022

Weitere Infos 
zum Wettbewerb 
finden Sie unter: 
www.uan.de
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ELEKTROMOBILITÄT: LAND UNTERSTÜTZT DEN 
AUSBAU ÖFFENTLICHER LADEINFRASTRUKTUR

UMWELT & ENERGIE

KIRSTEN HAUK ist in der 
Stabsstelle Change – Elektro-

mobilität der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau 

und Verkehr tätig

VON KIRSTEN HAUK

Die Elektromobilität erlebt derzeit den angestrebten 

zügigen Markthochlauf. Auf Landesebene in Nieder-

sachsen ist die Niedersächsische Landesbehörde für 

Straßenbau und Verkehr (NLStBV) als zentrale lan-

desweite Ansprechstelle für das Thema Elektromo-

bilität zuständig.

„Ich freue mich, dass die NLStBV als zentrale 

Ansprechpartnerin für E-Mobilität in Niedersachsen 

viele Leistungen anbietet. Parallel zur Förderung 

nicht-öffentlicher Ladeinfrastruktur und der Elek

trifizierung der Dienstfahrzeuge des Landes wollen 

wir nun gemeinsam mit den Kommunen das Augen-

merk auf den Aufbau öffentlicher Ladeinfrastruktur 

richten“, sagte dazu Präsident Eric Oehlmann.

In der NLStBV wurde in den letzten Monaten 

ein Team aus Elektromobilitätsmanagerinnen und 

-managern aufgebaut, das sich schwerpunktmä-

ßig mit der Beratung für den Aufbau der öffentlich 

zugänglichen Ladeinfrastruktur (LIS) beschäftigt.

BERATUNG RUND UM DEN AUFBAU ÖFFENT­

LICH ZUGÄNGLICHER LADEINFRASTRUKTUR

BERATUNG ZU FÖRDERPROGRAMMEN

Die NLStBV steht für alle Fragen zur Elektromobilität 

und LIS zur Verfügung und vermittelt an die richti-

gen Stellen. Die Beratung hat zum Ziel, den Bau von 

öffentlich zugänglicher LIS zu unterstützen und zu 

forcieren. Der Schwerpunkt der Beratung liegt auf 

der Unterstützung niedersächsischer Kommunen.

Das Unterstützungsangebot konkret:

•  �Information zu Anträgen sowie 

Antragsbegleitung

•  �Technische Beratung inklusive 

Standortbetrachtung

•  �Prozessablauf bei der Umsetzung

STRATEGISCHE AUSRICHTUNG DES 

LADEINFRASTRUKTURAUFBAUS IN NIEDER­

SÄCHSISCHEN KOMMUNEN

Parallel bietet die NLStBV eine strategische Zusam-

menarbeit mit den Kommunen an, unabhängig 

davon, ob eine Kommune bei „Null“ anfängt oder 

bereits erste Planungen getätigt hat. Die Kommu-

nen werden dabei unterstützt, eine Strategie für den 

öffentlichen Ladeinfrastrukturaufbau bis 2025/2030 

zu finden. Ein Ladeinfrastrukturaufbau, der die Ziele 

erreicht und zukünftige Bedarfe deckt, kann nur 

unter geeigneten strategischen Voraussetzungen 

erfolgreich sein.

Die Zusammenarbeit wird in einem Ladeinfra-

strukturkonzept festgehalten und verschafft Aufklä-

rung über die Aspekte Menge, Standort, technische 

Voraussetzungen und Kosten der Ladepunkte sowie 

dem Abgleich der Umsetzungsmöglichkeiten mit 

dem Netzbetreiber und der eigenen kommunalen 

Verwaltung.

Kommunen können sich gerne bei Interesse und 

Bedarf mit einer E-Mail an die NLStBV (elektromobi-

litaet@niedersachsen.de) mit dem Betreff „Strategi-

sche Beratung“ oder „Modellkommune“ wenden.

ZWEI WEITERE SÄULEN DER 

ELEKTROMOBILITÄT IN DER NLSTBV

Neben der Beratung werden zwei weitere Bau-

steine der Elektromobilität im Land Niedersachsen 

bei der NLStBV bearbeitet. Mit der Richtlinie zur 

nicht-öffentlichen Ladeinfrastruktur für Unterneh-

men mit einem Gesamtbudget von 25,4 Millionen 

Euro wurde an rund 1000 Unternehmensstandorten 

Ladeinfrastruktur erfolgreich gefördert.

Ein weiterer Baustein ist die großflächige Umstel-

lung der landeseigenen Fahrzeugflotte einschließ-

lich dem Aufbau der dazugehörigen Ladeinfrastruk-

tur vor Ort. Die NLStBV übernimmt strategische, 

organisatorische und koordinierende Aufgaben bei 

der Errichtung der Ladeinfrastruktur und Beschaf-

fung der Fahrzeuge auf Grundlage des Kabinetts

beschlusses „Erwerb von Elektrofahrzeugen und 

entsprechender Ladeinfrastruktur“ mit einem Bud-

get von 35 Millionen Euro.  ❚
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LADEINFRASTRUKTUR IN KOMMUNEN – 
PARTNER VOR ORT
Elektromobilität im Massenmarkt

VON MAIK HANKEN

UMWELT & ENERGIE

MAIK HANKEN ist in der 
Bund-Länder-Kommunen 
Koordinierung der Nationalen 
Leitstelle Ladeinfrastruktur  
c/o NOW GmbH tätig

Im Jahr 2021 hat die Elektromobilität im Individual-

verkehr den Schritt in den Massenmarkt gemacht: 

Jeder vierte neu zugelassene Pkw in Deutschland 

und in Niedersachsen war nach Zahlen des Kraft-

fahrtbundesamtes im Jahr 2021 mit „einem Stecker” 

ausgestattet. Für 2030 plant die neue Bundesregie-

rung mit mindestens 15 Millionen rein batterieelek-

trischen Pkw auf deutschen Straßen. Der rasante 

Markthochlauf der Fahrzeuge erzeugt dabei eine 

erhöhte Nachfrage nach Ladeinfrastruktur. Um diese 

zu decken, benötigt es eines konsequenten und 

dem Bedarf vorauslaufenden Ausbaus.

Zwar finden derzeit bis zu 80 Prozent der Lade-

vorgänge im nicht-öffentlichen „privaten Raum” 

– zuhause oder beim Arbeitgeber – statt, dennoch 

ist der öffentliche Raum entscheidend sowohl zum 

Zwischendurchladen auf Langstreckenfahrten als 

auch für die Grundversorgung von E-Pkw-Besit-

zerinnen und -besitzern, die über keinen eigenen 

Stellplatz verfügen. In der Studie „Ladeinfrastruktur 

nach 2025/2030“ kommt die Nationale Leitstelle 

Ladeinfrastruktur, kurz Leitstelle, zu dem Ergebnis, 

dass bundesweit bis 2030 zwischen 437 000 und 

843 000 öffentliche Ladepunkte benötigt werden. 

Mit den Zielen der neuen Bundesregierung könnte 

der Bedarf sogar auf bis zu eine Million Ladepunkte 

steigen.

DIE ROLLE DER KOMMUNE

So individuell jede Kommune ist, so vielschich-

tig sind auch die jeweiligen Rahmenbedingun-

gen und Herausforderungen. Niemand kennt die 

lokalen Gegebenheiten besser als die Akteure vor 

Ort, was es auch beim Ausbau der Ladeinfrastruk-

tur zu nutzen und bestmöglich einzusetzen gilt. 

Lokale Mobilitätskonzepte und Strategien bieten 

dabei die Möglichkeit, die Besonderheiten jeder 

Kommune zu berücksichtigen. Die Allokation von 

eben diesem Wissen sowie das Recht auf kom-

munale Selbstverwaltung sorgen dafür, dass die 

Mobilität der Zukunft von der Kommune selbst 

bestmöglich gestaltet werden kann. Analog dazu 

ist es die Aufgabe des Bundes, mit einem Ziel-

bild für ein „Gesamtsystem Ladeinfrastruktur” die 

überregionale Mobilität zu ermöglichen und die 

Versorgung auf der Langstrecke und in der Fläche 

sicherzustellen.

UNTERSTÜTZUNG DURCH DEN BUND

Um die Kommunen bei der Mobilitätswende vor Ort 

zu unterstützen, hat das Bundesministerium für Digi-

tales und Verkehr (BMDV – ehemals BMVI) gemein-

sam mit der Leitstelle ein auf zwei Säulen aufbau-

endes Unterstützungsangebot etabliert. Zum einen 

bietet die Leitstelle mit dem FlächenTOOL (flaechen-

tool.de), dem StandortTOOL (standorttool.de) sowie 

demnächst mit dem LadeLernTOOL (ladelerntool.de) 

einen Werkzeugkasten digitaler Instrumente als 

methodische Unterstützung bei der Flächenbe-

reitstellung, der Bedarfsplanung und dem Wissen-

stransfer an. Zum anderen ermöglichen die inves-

tiven Bundesförderprogramme für die Errichtung 

von Ladeinfrastruktur finanzielle Unterstützung. Mit 

diesen zwei Säulen soll sichergestellt werden, dass 

die Kommunen ihrer Rolle gerecht werden können. 

Denn nur wenn Bund und Kommunen gemeinsam 

Lösungen finden und die Rädchen der Langstre-

cken- sowie der Vor-Ort-Versorgung ineinandergrei-

fen, kann die Mobilitätswende gelingen und können 

die Klimaziele im Verkehrssektor erreicht werden.  ❚
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DIE FLUTKATASTROPHE UND DIE FOLGEN FÜR DEN 
HOCHWASSER- UND DEN KATASTROPHENSCHUTZ
Ein persönlicher Erfahrungsbericht am Beispiel des Ahrtals

NORBERT PORTZ war bis 
Ende 2021 Beigeordneter beim 

Deutschen Städte- und 
Gemeindebund (DStGB)

Von unserem Haus im Bonner Süden ist das Ahrtal, 

das in der Nacht vom 14. zum 15. Juli 2021 eine ver-

heerende Naturkatastrophe traf, nur einen Katzen-

sprung weit entfernt. In der Zeit der Flutkatastrophe 

hatte ich Urlaub. Als meine Frau und ich die Mel-

dungen von den vielen Toten und vom Ausmaß der 

Zerstörungen durch die Flut in den Medien hörten 

und sahen waren wir wie alle anderen auch entsetzt. 

Wir packten Stiefel, Handschuhe, Schaufeln, Besen, 

Eimer, Bürsten, Kehrbleche sowie viele Wasser

flaschen und auch Essen in den Kofferraum unseres 

Autos und fuhren Richtung Ahrweiler, um zu helfen.

EINE GROSSE SPUR DER VERWÜSTUNG

Als wir in Ahrweiler ankamen, sahen wir mit 

Schrecken die Folgen, die die Flut angerichtet hatte. 

Häuser waren zum Teil weggerissen worden. Auch 

die Geschäfte sowie die Restaurants und Cafés in der 

ehemals pittoresken Fußgängerzone von Ahrweiler 

rund um den Marktplatz waren von der Flut verwüs-

tet worden.

In der Stadt war eine große Spur der Verwüstung 

und Verschlammung zu sehen und auch zu riechen. 

Trümmerhalden türmten sich auf den Bürgersteigen 

und Straßen zu stets größer werdenden Schuttber-

gen auf. Direkt vor der Altstadtmauer stapelten sich 

auf einem ehemaligen Parkplatz verschlammte und 

fahruntüchtig gewordene Autos wild über- und 

untereinander.

DER SCHOCK DER FLUTNACHT

In Gesprächen mit den traumatisierten Bewohner-

innen und Bewohnern berichteten diese über den 

Schock und ihr Erleben der Flutnacht. Ausreichende 

Warnungen gab es nicht oder sie wurden von den 

Menschen für überzogen gehalten.

Viele Menschen wurden im Schlaf in ihrem Bett 

von der Flut überrascht und ertranken. Andere 

kamen beim Unterfangen, Sachen aus dem Kel-

ler oder aus ihrer Parterrewohnung zu retten, ums 

Leben. Auch fanden viele Bewohner:innen beim Ver-

such, den Sicherungskasten im Keller abzuschalten, 

den Tod.

Ein 35-Jähriger berichtete uns, dass er sich nur 

dadurch retten konnte, dass er gerade noch recht-

zeitig aus seiner Wohnung flüchtete und auf einen 

nahestehenden Baum kletterte. Dort verbrachte er 

in panischer Angst die ganze Nacht.

Es gab gerade in der Flutnacht aber auch viele 

gelungene Beispiele der Rettung untereinander. So 

konnte eine ältere und stark gehbehinderte Frau, 

die in der Parterrewohnung eines Mehrparteienhau-

ses wohnte, nur dadurch überleben, weil ein junger 

Mann aus der ersten Etage des Hauses sie über die 

Treppe in seine Wohnung trug. Dort konnte die Frau 

die Flutnacht vollkommen unversehrt verbringen.

KEIN NORMALES WEITERLEBEN MÖGLICH

Trotz des schieren Glückes, überlebt zu haben, war 

bei den von der Flut betroffenen Menschen an ein 

normales Weiterleben nicht zu denken: kein Strom, 

kein Wasser und damit kein Kühlschrank, Toilette 

oder Dusche. Auch galt: kein Radio, kein Fernsehen, 

kein Internet und keine Handynutzung. Der Ausfall 

betraf auch den Digitalfunk der eingesetzten Behör-

VON NORBERT PORTZ
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den und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben wie etwa 

den digitalen Behördenfunk für die Polizei, Feuerwehr und 

Hilfsorganisationen. Folge: Analoge Technik wurde reaktiviert 

und half bei der Kommunikation.

Dazu kam der sehr schmerzliche Verlust auch von allem 

persönlichen Hab und Gut: „Ihr tragt gerade mein gesamtes 

Leben und meine ganzen Erinnerungen auf den Müll.“ Das 

sagte uns eine ältere Frau.

Es war ersichtlich, dass eine dringende und lange andau-

ernde Hilfe und Unterstützung überall in den von der Flut 

heimgesuchten Häusern erforderlich war.

WEINREGION STARK BETROFFEN

Das Ahrtal ist eine bekannte Weinregion und speziell für den 

Rotwein beliebt. Nach der Flutkatastrophe waren fast 85 Pro-

zent der Betriebe und auch die Keltertechnik zerstört. Zudem 

hatte das Wasser knapp 40 Hektar an Rebflächen verwüstet.

Umso erfreulicher ist und war, dass schon schnell nach der 

Katastrophe die Zulieferer den Weinbauern neue Kelterma-

schinen geliefert haben oder die bestehende Keltertechnik 

repariert wurde. Auch die für den Weinbau nötigen Hilfskräfte 

konnten durch kurzfristige Internet- oder andere Netzaktio-

nen, koordiniert und organisiert werden. In der Folge waren 

viele Hunderte, auch ausländische Helfer:innen, etwa aus Neu-

seeland, Australien oder Südafrika, im Einsatz.

BEEINDRUCKENDE SOLIDARITÄT ALS ZEICHEN DER 

HOFFNUNG

Besonders in den ersten Tagen nach der Katastrophe fand die 

Hilfe primär durch Private statt. Denn staatliche Institutionen 

mussten sich erst organisieren und auch strukturieren. So 

stammte die große zwischenmenschliche Hilfe vorrangig auch 

von den unzähligen und meist jungen Freiwilligen aus ganz 

Deutschland.

Eine große Unterstützung zeitlich unmittelbar nach der 

Flutnacht fand auch durch die spontane Hilfe örtlicher Land-

wirte und Gärtnereibetriebe statt. Ohne deren eingesetzte 

Gerätschaften hätten etwa die Straßen nicht so schnell gesäu-

bert werden können. Auch der durch die Flut verursachte 

Sperrmüll, der sich allein im Kreis Ahrweiler auf 240 000 Ton-

nen anhäufte, hätte ohne die private Unterstützung der Gärt-

ner und Landwirte noch sehr viel länger am Straßenrand gele-

gen. Unabsehbare negative hygienische und gesundheitliche 

Folgen wären eingetreten.

LANG ANDAUERNDE ÖFFENTLICH UND PRIVATE 

UNTERSTÜTZUNG NÖTIG

Klar ist aber auch, dass allein private Hilfe nicht ausreichen 

kann, um die Folgen einer derartigen Flutkatastrophe zu 

bewältigen und um besonders den Wiederaufbau zu leisten. 

Denn es waren nicht nur Häuser von Verwüstungen betroffen. 

Auch Straßen, Brücken, die Ahr-Zugstrecke mit den Gleisen, 

Kindergärten, Schulen und Krankenhäuser waren zerstört oder 

beschädigt worden. Daher ist der Bundeswehr und dem Tech-

nischen Hilfswerk, der Bundespolizei, dem Deutschen Roten 

Kreuz, den Maltesern und den kommunalen Feuerwehren 

sowie vielen anderen professionellen Helferinnen und Helfern 

für ihre massive Unterstützung sehr zu danken. Der schnelle 

Aufbau vieler Container gehört dazu. Diese Container waren 

nötig, um Kindern sowie Schülerinnen und Schülern nach den 

durch die Flut verursachten Zerstörungen der Kindergärten 

und Schulen wieder einen halbwegs normalen Kindergarten- 

sowie Schulbetrieb zu ermöglichen.

Im Rahmen unseres Einsatzes hatten wir auch engeren Kon-

takt zu Soldatinnen und Soldaten einer Bundeswehreinheit 

aus Bonn. Diese waren freigestellt worden, um vor Ort tatkräf-

tige Unterstützung beim Beseitigen des Schlamms und beim 

Ausräumen des Inventars aus den Häusern zu leisten. Zudem 

war die Bundeswehr auch deswegen sehr willkommen, weil 

die Soldatinnen und Soldaten eine Gulaschkanone und weite-

res Essen sowie Getränke mitgebracht hatten.

DAS HOFFEN AUF EIN NORMALES LEBEN

Bei aller insbesondere spontan geleisteten Hilfe vor Ort ist klar, 

dass sowohl die private als auch die staatliche Unterstützung, 

die auch einen Finanzfonds von Bund und Ländern von ins-

gesamt 30 Milliarden Euro für den Wiederaufbau in den Flut

gebieten beinhaltet, einen langen Atem braucht. Dennoch 

kann im Hinblick auf die bereits jetzt geleistete Hilfe positiv 

festgestellt werden: Sowohl die ehrenamtliche Hilfe durch viele 

privaten Helfer:innen als auch die unabdingbare Unterstützung 

durch Bundeswehr, THW, Bundespolizei, DRK, Maltesern und 

örtlicher Feuerwehr vermitteln den Betroffenen vor Ort Kraft.

VIELE UNTERSTÜTZUNGSLEISTUNGEN BRINGEN 

OPTIMISMUS

Die Hilfe betrifft mittlerweile über das oft bereits erfolgte Auf-

räumen hinaus maßgeblich den Wiederaufbau. Sie beinhaltet 

aber auch die private Unterstützung bei der Zusammenarbeit 

der oftmals überforderten – gerade älteren – Flutgeschädigten 

mit Behörden oder die Reparatur von Elektrogeräten in eigens 

vor Ort eingerichteten Werkstätten. All dies sowie auch „nur“ 

ein offenes Ohr und Gespräche mit den Menschen geben den 

von der Flutkatastrophe Betroffenen Hoffnung und ein Stück 

Optimismus.

Dazu können auch die von den Gemeinden mit den Bürge-

rinnen und Bürgern abgehaltenen Einwohner- und Bürgerver-

sammlungen beitragen. Auch diese dienen dem gegenseiti-

gen Austausch und der gemeinsamen Suche nach Wegen und 

Konzepten, wie es konkret weitergehen soll.
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In diesem Zusammenhang ist es sicher auch ein guter Schritt 

der Hoffnung und Unterstützung, dass die Gemeinden in den 

von der Flutkatastrophe betroffenen Gebieten wieder zu sich 

an die Ahr einladen. Unter dem Motto „Wandern für den Wie-

deraufbau im Ahrtal“ werden an Ständen Wein und alkoholfreie 

Getränke sowie kleine Snacks angeboten. Mit dem Kauf eines 

„SolidAHRitäts“-Weinglases für sechs Euro oder eines „Soli-

dAHRitäts“-Armbändchens für fünf Euro kann jeder Gast selbst 

zur finanziellen Unterstützung des Neuaufbaus beitragen.

NOTWENDIGE LEHREN AUS DER FLUTKATASTROPHE 

ZIEHEN

Insbesondere angesichts von über 180 durch die Flut in Rhein-

land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen verursachten Toten und 

angesichts immenser Zerstörungen müssen schnell konkrete 

Lehren gezogen werden. Diese Lehren dürfen sich aber nicht 

nur auf die betroffenen Regionen und Länder beschränken. 

Sie müssen auch für – noch – nicht betroffene Bundesländer 

gelten. Es wäre fatal, wenn Lernprozesse nur bei einer konkre-

ten Betroffenheit ausgelöst werden. Das gilt erst recht, weil 

durch den Klimawandel die Extremwetterereignisse wie Hitze, 

Dürre und Starkregen nicht nur häufiger, sondern auch hefti-

ger auftreten.

Es gilt: Vor Flutkatastrophen und Starkregen ist keine 

Region und niemand sicher. Todesfälle und große Zerstörun-

gen sind auch nicht auf topografische Lagen wie auf das enge 

Ahrtal begrenzt. Sie können auch in topografisch anderen und 

vermeintlich „sicheren“ Regionen auftreten. Beispiele bei der 

Juli-Flut waren die nicht im engen Tal liegenden Städte Rhein-

bach und Erftstadt in Nordrhein-Westfalen. Auch dort hat die 

Flut zu Toten geführt und große Zerstörungen und Schäden 

verursacht.

Vielen ist auch der Extremregen im flachen Münster/West-

falen vom Abend des 28. Juli 2014 mit bis zu 150 Litern Regen 

pro Quadratmeter in Erinnerung. Obwohl durch Münster kein 

Fluss fließt, verursachte dieser Extremregen Tote. Kanäle liefen 

über, der Strom fiel für 24 000 Haushalte aus und die Schäden 

beliefen sich auf 300 Millionen Euro. Es wäre daher ein Trug-

schluss, sich vor Extremwettern sicher zu fühlen.

Gerade auf dieser Basis werden im Folgenden einige 

Maßnahmen zur Prävention gegenüber (Flut)-Katastrophen 

schwerpunktmäßig aufgezeigt:

KLIMAANPASSUNG: HOCHWASSER- UND 

STARKREGENSCHUTZ VERSTÄRKEN

Unabhängig von der Flutkatastrophe nehmen wegen des 

Klimawandels Extremwetterereignisse wie Hitze, Dürre 

oder Starkregen zu. Gerade in den Städten und Gemeinden 

empfiehlt es sich, wegen ihrer direkten Betroffenheit eine 

Bestands- und Schwachstellenanalyse, um hieraus die nötigen 

Maßnahmen – mehr Frei- und Grünflächen, Entsiegelung von 

Flächen, Verzicht auf Schottergärten, besserer technischer und 

mobiler Hochwasserschutz – zu ziehen.

Um den negativen Folgen von Extremwetterereignissen zu 

begegnen, brauchen gerade die Kommunen als vom Klima

wandel vor Ort Betroffene für die große Zukunftsaufgabe der 

Klimaanpassung dauerhaft finanzielle Unterstützung. Dies 

erfordert zusätzliche Mittel sowohl von der Europäischen 

Union als auch vom Bund und den Ländern.

Auch wenn ein umfassender Schutz gegen Extremfluten 

nie erreichbar ist, brauchen wir einen besseren Hochwasser-

schutz und eine bessere Vorsorge vor Fluten. Dazu müssen 

wir dem Wasser durch Frei-, Ausgleichs- und auch Retentions

flächen einen größeren Raum geben. In technischer Hinsicht 

sollten mobile Schutzmaßnahmen sowie Spundwände ver-

stärkt werden.

Ein systematisches Starkregenrisikomanagement und gute 

Hochwasser- und Starkregengefahrenkarten, in denen der 

Wasserverlauf für jeweilige Hochwasserszenarien zu sehen ist, 

sind flächendeckend erforderlich. Auch benötigen wir Hoch-

wasserschutzkonzepte nicht nur für die größeren Flüsse, son-

dern auch für kleine Zuflüsse und Bäche.

Weiter müssen Stadtentwicklung und kommunale Bauleit-

planung bei allen Maßnahmen noch mehr die Hochwasser-

vorsorge und den Schutz vor Extremwettern berücksichtigen. 

Wichtig ist auch, dass sich Kommunen bei der überregionalen 

Aufgabe des Hochwasserschutzes zu Hochwasserpartner-

schaften zusammenschließen und gemeinsam Konzepte und 

Vorsorgemaßnahmen kreieren und umsetzen.

In der Stadtentwicklung ist die zunehmende Verdichtung 

in Innenstädten, auch wenn sie der Schaffung von Wohnraum 

dient, zu hinterfragen. Denn damit gehen wertvolle Frei- und 

Retentionsflächen, die dem Hochwasserschutz dienen, ver-

loren. Auch ist nach Katastrophen wie an der Ahr zu fragen, 

was, wo und wie wiederaufgebaut werden darf. Dabei muss 

ein Bauen in hochwassergefährdeten Gebieten generell ver-

hindert werden. Zudem bedarf es in Innenstädten eines Mehr 

an Grün – Freiflächen, Parks, Fassaden-, Dachbegrünung und 

Begrünung von Bushaltestellen – sowie mehr Möglichkeiten 

zur Versickerung des Wassers und damit eines Weniger an 

Versiegelung.

PLANUNGEN BESCHLEUNIGEN – EIGENVORSORGE 

AUSBAUEN

Planungen und Genehmigungen dauern in Deutschland viel 

zu lange. Wir brauchen daher endlich schnellere Planungs- 

und auch schnellere Genehmigungsverfahren. Das gilt beson-

ders für Baumaßnahmen, die der Klimaanpassung, dem Hoch-

wasserschutz sowie dem Wiederaufbau nach Katastrophen 

dienen.



17 DNG 1/2022  

UMWELT & ENERGIE

Die Eigenvorsorge der Menschen für einen hochwasserange-

passten und klimagerechten Wiederaufbau muss ausgebaut 

und unterstützt werden. Dazu gehören auch eine Beratung 

und finanzielle Förderung der Bürger:innen. Auch eine Pflich-

telementarschadensversicherung für Bewohner:innen, deren 

Haus in hochwassergefährdeten Gebieten steht, kann ein Bei-

trag zur Eigenvorsorge der Bürger:innen sein.

INTELLIGENTES UND UMFASSENDES WARNSYSTEM 

ERFORDERLICH

Zudem brauchen wir ein intelligenteres und umfassendes 

Warnsystem, auch für kleine Fluss-Einzugsgebiete. Dieses 

muss alle Möglichkeiten früher Warnungen von Gefährdeten 

nutzen. Dazu gehören auch Warn-SMS per Cell Broadcast, 

also automatische Nachrichten an alle Handy-Nutzer:innen, 

die sich zum Zeitpunkt einer drohenden Katastrophe in der 

betreffenden Funkzelle aufhalten. Es gilt aber auch, die oftmals 

abgebauten Sirenen in den Städten und Gemeinden wieder zu 

reaktivieren und – auch nach Schulungen der Bewohner:innen 

– zu nutzen.

Weiter sind Brüche in der Informationskette zwischen Wet-

terdienst, Hochwasserzentralen und der Benachrichtigung der 

Bürger:innen zu vermeiden.

KATASTROPHENMANAGEMENT MUSS VERBESSERT 

WERDEN

Wenn es zu einer Katastrophe kommt, sind schnelles Handeln 

und schnelle Maßnahmen nötig. Dazu muss eine verantwort

liche Person oder jedenfalls ein zentraler Krisenstab schnell die 

verantwortliche Führung übernehmen. Bei der Koordination 

der verschiedenen staatlichen Einsatzinstitutionen von Bun-

deswehr, Bundespolizei, THW, DRK, Maltesern, Feuerwehr und 

anderen braucht es ein gemeinsames Kompetenzzentrum, bei 

dem „einer den Hut auf hat“ und die Hilfe koordiniert.

NACHHALTIGE REGIONEN UND NATIONALE 

RESILIENZSTRATEGIE SCHAFFEN

Wir müssen im Wiederaufbau die von der Flutkatastrophe 

betroffenen Gebiete – auch als Zeichen der Hoffnung und des 

Dableibens für die Bewohner:innen – mit staatlicher Unter-

stützung zu Nachhaltigkeits- und Modellregionen machen.

ABWEHR GEGENÜBER KATASTROPHEN SOWIE 

CYBERANGRIFFEN STÄRKEN

In Deutschland brauchen wir eine Nationale Resilienzstrategie. 

Es muss uns gelingen, auch gegenüber anderen Katastrophen 

wie großen Waldbränden infolge einer lang anhaltenden Hit-

zeperiode abwehrfähig zu sein.

Eine besondere Bedeutung kommt wegen der – sowohl 

für private Unternehmen als auch für Kommunen die in kom-

munalen IT-Infrastrukturen und Unternehmen – stetig wach-

senden Bedrohung durch Cyberangriffe und Cyberkrimina-

lität einer effizienten Abwehrfähigkeit in diesem Bereich zu. 

Cyber-Angriffe können zu schwerwiegenden IT-Ausfällen in 

Kommunen, Krankenhäusern und Unternehmen führen. So 

musste etwa im Landkreis Anhalt-Bitterfeld nach einem Cyber-

angriff im Sommer 2021 aufgrund des Totalausfalls der IT-Sys-

teme der Verwaltung der Notstand ausgerufen werden. Im 

Oktober 2021 wurden zudem mehrere Kommunen in Meck-

lenburg-Vorpommern Ziel eines umfassenden Cyberangriffs.

Erforderlich ist daher, dass Bund und Länder gemeinsam 

eine IT-Sicherheitsoffensive unter enger Einbindung der Kom-

munen, des Bundesamtes für Sicherheit in der Informations-

technik (BSI) sowie der Landeseinrichtungen im Bereich der 

IT-Sicherheit schaffen, um speziell den öffentlichen Sektor und 

die lebensnotwendigen Einrichtungen der Daseinsvorsorge 

wirksam gegen Cyberangriffe zu schützen.

FAZIT

Es ist wichtig, dass wir nicht nur in den von den Katastro-

phen, wie der Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nord-

rhein-Westfalen, betroffenen Regionen, sondern überall in 

Deutschland die richtigen Lehren ziehen. Das betrifft sowohl 

Lehren aus Extremwettern wie Starkregen als auch den 

Umgang mit anderen Katastrophen wie einem Stromausfall. 

Wir sollten auf alle möglichen Katastrophen eingestellt sein 

und vorsorgen. Denn eines ist sicher: Die nächsten Extremwet-

ter, die nächsten Katastrophen oder Cyberangriffe kommen 

bestimmt!  ❚
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DIE HÄUFIGSTEN FEHLER BEI DER 
FRIEDHOFSGEBÜHRENKALKULATION
Eine Übersicht für die Praxis der Gebührenkalkulation  
in Niedersachsen

VON SEBASTIAN HAGEDORN

SEBASTIAN HAGEDORN  
ist Diplom-Verwaltungs

betriebswirt (FH), Inhaber GKN 
Gebührenkalkulation und Kom-
munalberatung Niedersachsen

DAS PROBLEM ERKENNEN

Der Wandel der Friedhofskultur hat sich inzwischen 

bei fast allen Kommunen bemerkbar gemacht. Auf-

grund neuer Grabarten und sonstiger Leistungen 

im Friedhofswesen haben viele Kommunen in den 

letzten Jahren ihre Friedhofsgebührensatzungen 

angepasst. Eine betriebswirtschaftliche Kalkula-

tion mit einer Gebührenkalkulation nach Art und 

Umfang der Inanspruchnahme wird dabei häufig 

nicht durchgeführt. Die Kommunen orientieren 

sich stattdessen an den Gebührensätzen der Nach-

barkommunen oder schätzen die Gebührensätze 

anhand einer einfachen Einzelkostenermittlung. 

Auch beliebt ist die Anpassung der Gebührensätze 

anhand der Inflationsentwicklung. Die Auswirkun-

gen dieser Vorgehensweise zeigen sich leider erst 

nach Jahren, wenn das steigende Defizit im Bereich 

Friedhofswesen so offensichtlich wird, dass es auch 

ohne Nachkalkulation auffällt.

Aus der Erfahrung des Verfassers bei der Bera-

tung unterschiedlicher Kommunen in Niedersach-

sen sollen im Folgenden die häufigsten und fatal

sten Fehler bei der Friedhofsgebührenkalkulation 

beleuchtet werden.

DIE HÄUFIGSTEN FEHLER BEI DER 

FRIEDHOFSGEBÜHRENKALKULATION

KEINE BETRIEBSWIRTSCHAFTLICHE 

GEBÜHRENKALKULATION

Ein großer und leider auch ein häufiger Fehler ist 

es, dass keine betriebswirtschaftliche Gebührenkal-

kulation durchgeführt wird. Bei der Umsetzung der 

betriebswirtschaftlichen Kalkulation hat die Verwal-

tung weite Ermessensspielräume. Keine nachvoll-

ziehbare betriebswirtschaftliche Kalkulation durch-

zuführen und die Kosten zu schätzen oder sich an 

den Nachbarkommunen zu orientieren, ist jedoch 

keine sachgerechte Lösung. Nach § 5 des Nieder-

sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) ist 

es erforderlich, dass die Kosten der öffentlichen Ein-

richtung nach betriebswirtschaftlichen Grundsät-

zen ermittelt werden. Hintergrund dieser Regelung 

ist, dass durch die Gebühren die Kosten der öffent-

lichen Einrichtung gedeckt werden sollen. Es sollen 

jedoch keine Überschüsse erzielt werden. Dies kann 

nur nachvollziehbar überprüft werden, wenn die 

Gebührenermittlung durch eine Kalkulation nach 

betriebswirtschaftlichen Grundsätzen erfolgt ist. 

Außerdem ist es eine wesentliche Anforderung an 

eine rechtmäßige Gebührensatzung, dass dem Rat 

als Grundlage für das ortsgesetzgeberische Ermes-

sen eine entsprechende nachvollziehbare Kalkula-

tion bei der Beschlussfassung vorgelegt wird.

DIE BERÜCKSICHTIGUNG NEUER GRABARTEN 

BEI DER GEBÜHRENKALKULATION

Das Friedhofswesen befindet sich im Wandel, dies 

führt in Niedersachsen zu einer wachsenden Vielfalt 

neuer Grabarten. Viele Kommunen haben in den 

letzten Jahren neue Grabarten auf ihren Friedhö-

fen eingeführt. Für diese Grabarten wurden in der 

Regel auch die Gebührensatzungen geändert, ohne 

jedoch eine betriebswirtschaftliche Gebührenkalku-

lation durchzuführen.

Neue Grabarten sind im Rahmen der Gebüh-

renkalkulation zu berücksichtigen. Das nachträgFO
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liche Einfügen in eine bestehende Gebührenstruktur ist nicht 

möglich, da sich die Gebührensätze untereinander beeinflus-

sen. Die Ergänzung neuer Gebührentarife ohne die Durch-

führung einer Kalkulation kann dazu führen, dass die übrigen 

Gebührentarife zu hoch bemessen sind. Dies hat in der Regel 

die Rechtswidrigkeit der Gebührensatzung zur Folge.

DIE ÜBERSCHREITUNG DES KALKULATIONSZEITRAUMS

Ein häufiger Fehler bei der Gebührenkalkulation besteht darin, 

dass die gesetzlichen Kalkulationszeiträume nach dem NKAG 

überschritten werden. Diese können in der Regel auf bis zu 

drei Jahre festgelegt werden.

Inflationsbedingt steigen die Kosten im Friedhofswe-

sen typischerweise laufend an. Größere Veränderungen im 

Bereich der gebührenfähigen Kosten können sich aber auch 

durch neue Abschreibungen auf Investitionen, Veränderun-

gen im Bereich des Personals – Verwaltung/Friedhofsgärtner 

usw. – und durch größere Unterhaltungsmaßnahmen wie 

Wegesanierung und Gebäudeunterhaltung ergeben. Eine 

regelmäßige Gebührenkalkulation sollte bei jeder Kommune 

selbstverständlich sein, um ein steigendes Defizit der gebüh-

renrechnenden Einrichtung zu vermeiden. Des Weiteren 

verhindert eine regelmäßige Gebührenkalkulation größere 

Sprünge der Gebührenhöhe. Dieser Effekt kann durch die 

Umlage von Unterdeckungen aus der Nachkalkulation weiter 

verstärkt werden. Ein weiterer Vorteil einer regelmäßigen Kal-

kulation ist die sich daraus ergebende Routine, sowohl in der 

Verwaltung als auch für die politischen Prozesse.

DIE BERÜCKSICHTIGUNG DES ÖFFENTLICHKEITSANTEILS

Bei der Gebührenkalkulation sind betriebsfremde Kosten abzu-

grenzen. Zu den betriebsfremden Kosten zählt auch ein Anteil 

für die öffentliche Inanspruchnahme der Friedhöfe. Dies sind 

beispielsweise Spaziergänger:innen, die die Friedhofsfläche 

wie eine öffentliche Parkanlage nutzen. Der Öffentlichkeitsan-

teil im Bestattungswesen ist in Niedersachsen im Gegensatz zu 

anderen Gebührenarten nicht gesetzlich festgelegt.

Ein häufiger Fehler in diesem Bereich ist, dass auf die Berück-

sichtigung eines Öffentlichkeitsanteils verzichtet wird. Dies 

führt in der Regel zur Rechtswidrigkeit der Gebührensatzung, 

da in der Kalkulation nicht gebührenfähige Kosten berück-

sichtigt werden. Dies widerspricht dem Kostenüberschrei-

tungsverbot. Ein weiterer häufiger Fehler ist, dass pauschal 

ein Öffentlichkeitsanteil in Höhe von beispielsweise 30  Pro-

zent abgezogen wird, ohne dass dieser im Einzelfall ermittelt 

beziehungsweise begründet wurde. Ohne eine Ermittlung des 

Öffentlichkeitsanteils ist nicht auszuschließen, dass der Wert 

zu gering bemessen ist. Dies würde ebenfalls einen Verstoß 

gegen das Kostenüberschreitungsverbot darstellen. Der Wert 

könnte jedoch genauso gut zu niedrig bemessen sein – dies 

hätte einen negativen Einfluss auf das Gebührenaufkommen 

im Bestattungswesen. Ein weiteres Problem besteht darin, 

dass ohne eine sachgerechte Festlegung des Öffentlichkeits-

anteils das ortsgesetzgeberische Ermessen nicht wahrgenom-

men werden kann, da es hierfür an den erforderlichen Infor-

mationen fehlt.

FINANZEN & STEUERN
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STRUKTURELLES GEBÜHRENUNGLEICHGEWICHT 

ZWISCHEN DEN GRABARTEN

Wie bereits ausgeführt wird in der Praxis häufig auf eine 

betriebswirtschaftliche Gebührenkalkulation verzichtet und 

stattdessen nach Bauchgefühl oder anhand einer überschlä-

gigen Einzelkostenermittlung die Gebührenhöhe festgelegt. 

Dies kann zu strukturellen Missverhältnissen zwischen den 

Grabnutzungsgebühren führen. Konkret bedeutet dies, 

dass der Deckungsbeitrag eines Gebührentarifs nicht aus-

reicht, um die hohen Gemeinkosten im Friedhofswesen 

angemessen zu tragen. Das bedeutet nicht zwingend, dass 

solche Tarife besonders gering ausfallen. Entscheidend ist 

dabei der Deckungsbeitrag eines Gebührentarifs. Durch 

Tarife mit einem zu geringen Deckungsbeitrag vergrößert 

sich tendenziell das Defizit im Bestattungswesen. Dies liegt 

zum einen daran, dass diese Tarife auch tendenziell häufi-

ger nachgefragt werden, jedoch in der Gesamtbetrachtung 

keine zusätzlichen Bestattungen generieren. Stattdessen 

findet eine Abwanderung von Grabarten mit einem höheren 

Deckungsbeitrag statt. Durch diesen Effekt steigt das Defizit 

an.

In der Praxis stellt sich die Frage, wie derartige Probleme 

innerhalb der Gebührenstruktur vermieden werden können. 

Die Gebühr ist gemäß § 5 NKAG nach Art und Umfang der 

Inanspruchnahme zu bemessen. Das bedeutet, dass die 

Art und der Umfang der Inanspruchnahme eines Grabnut-

zungsrechtes an der öffentlichen Einrichtung Friedhofswe-

sen zu definieren ist. Dies erfolgt in der Regel über definier-

bare Kriterien wie die Ruhezeit, die Größe des Grabes und 

weitere Merkmale, durch die sich die einzelnen Grabarten 

unterscheiden. Man spricht in diesem Zusammenhang von 

einem Wahrscheinlichkeitsmaßstab für das Maß der Inan-

spruchnahme. Die Ermittlung der einzelnen Gebührentarife 

erfolgt dann im Rahmen einer Äquivalenzziffernkalkulation. 

Bei dieser Herangehensweise werden die Kosten der Kosten-

stelle „Grabstellen“ berücksichtigt, die Gebührenhöhe der 

einzelnen Tarife richtet sich jedoch nach Art und Umfang der 

Inanspruchnahme. Die Gefahr für strukturelle Fehlentwick-

lungen lässt sich so verringern.

In diesem Zusammenhang setzt sich in der Kalkulations

praxis zunehmend die Anwendung des Kölner Modells 

durch. Diese Kalkulationsmethode geht davon aus, dass im 

Friedhofswesen ein bedeutender Anteil der Kosten unab-

hängig von der Größe einer Grabstelle anfällt. Aus Sicht des 

Verfassers ist diese Argumentation schlüssig und wirkt sich 

positiv auf die wahrgenommene Gebührengerechtigkeit aus. 

Die Herausforderung besteht darin, die neue Gebührensyste-

matik der Politik sowie den Bürgerinnen und Bürgern zu ver-

mitteln. Aus Sicht des Verfassers lohnt sich der Umstellungs-

aufwand jedoch.

FAZIT – DIE VORTEILE DER BETRIEBSWIRTSCHAFT­

LICHEN GEBÜHRENKALKULATION NUTZEN

Die betriebswirtschaftliche Kalkulation der Friedhofsge-

bühren ist bereits aufgrund der Vielzahl unterschiedlichster 

Gebührentarife aus Sicht des Verfassers die schwierigste 

Gebührenkalkulation auf kommunaler Ebene. Des Weiteren 

haben die Bestattungsgebühren eine hohe Außenwirkung 

und betriebswirtschaftliche Aspekte werden im politischen 

Prozess gerne zurückgestellt. Auf der anderen Seite lohnt 

sich die Arbeit an einer betriebswirtschaftlichen Kalkulation 

schon zur Wahrung des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der 

Verwaltung. Wer dabei die gröbsten und häufigsten Fehler 

vermeidet, kann kritischen Fragen und Klageandrohungen 

gelassen entgegensehen. Der Grundsatz der Sparsamkeit 

und Wirtschaftlichkeit spielt für viele Kommunen in Nie-

dersachen aber ebenfalls eine gewichtige Rolle. Auch aus 

finanziellen Aspekten lohnt sich eine betriebswirtschaftliche 

Friedhofsgebührenkalkulation.

Durch den Wandel in der Bestattungskultur wird insbe-

sondere die strukturelle Anpassung der Grabstättengebüh-

ren an Bedeutung gewinnen. Andernfalls werden sich Fehl-

entwicklungen verstetigen, die sich negativ auf das Defizit im 

Bestattungswesen auswirken. Unabhängig von der Gebüh-

renhöhe wird auch künftig neben den Feuerbestattungen 

die Nachfrage nach Erdbestattungen vorhanden sein. Auch 

die Grabarten für Erdbestattungen sollten von den Kommu-

nen zu einer angemessenen und bezahlbaren Gebühr ange-

boten werden. Dies ist ohne Defizite nur möglich, wenn diese 

im Rahmen der betriebswirtschaftlichen Gebührenkalkula-

tion berücksichtigt wird. Hierbei bietet sich für die Praxis die 

Anwendung des Kölner Modells an.

Durch eine regelmäßige Kalkulation werden außerdem 

größere Sprünge bei der Gebührenhöhe vermieden. Die 

Verwaltung kann des Weiteren im Rahmen der Kalkulation 

Ermessensspielräume anwenden, um der Entwicklung der 

Friedhofskultur Rechnung zu tragen. Der Verwaltungsauf-

wand einer regelmäßigen Gebührenkalkulation lohnt sich, 

denn im Ergebnis steht ein finanziell und organisatorisch 

gesundes und zukunftsfähiges Friedhofswesen.  ❚
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 SEMINARE. FÜR RATSMITGLIEDER.

 Kommunalverfassungsrecht – Gemeindliche Bauleitplanung –.

  Kommunales Haushaltswesen.

SEMINARE FÜR NEU GEWÄHLTE RATSMITGLIEDER 

UND „ALTE HASEN“ AB NOVEMBER 2021

Sie werden zum ersten Mal in den Rat gewählt und kommu-

nale Themen sind für Sie neu? Sie sind schon länger dabei und 

möchten Ihr Wissen auffrischen? Die Kommunalakademie des 

NSGB unterstützt Sie dabei mit Grundlagenseminaren aus der 

Reihe KomFort – Kommunale Fortbildung für Ratsmitglieder.

VERTIEFENDE VERANSTALTUNGEN 

IM VERLAUF DER WAHLPERIODE

Etwa mit den Themen „Finanzierung der 

Gemeinden“, „Windenergie“ oder „Zusam-

menarbeit in Samtgemeinden“.

SCHULUNG DURCH 
QUALIFIZIERTE 
UND ERFAHRENE 
PRAKTIKER*INNEN AUS 
NIEDERSÄCHSISCHEN 
KOMMUNEN

ORTSNAH FLÄCHENDECKEND IN GANZ NIEDERSACHSEN 

ODER PANDEMIEBEDINGT ONLINE

Vereinbarkeit von Beruf und Ehrenamt durch Samstagsseminare.

KURZSCHULUNGEN ZU TEILTHEMEN BEREITS VOR 

DER KOMMUNALWAHL

In zweistündigen Online-Schulungen werden Teilthemen 

etwa aus dem Kommunalverfassungsrecht oder der Bauleit-

planung vermittelt, die eine Auffrischung, Vertiefung oder 

auch die Vorbereitung auf Interessenschwerpunkte in der 

nächsten Wahlperiode bieten.

ONLINE-SEMINARE ÜBER „ZOOM“
Sie benötigen nur einen Rechner oder Tablet mit 
Kamera und Mikrofon.

EINLADUNG über 

die Verwaltungen 

der Mitgliedskom-

munen des NSGB.

INHOUSE-VERANSTALTUNGEN…
...finden in der Landesgeschäftsstelle 
des NSGB statt und können von einer 
einzelnen Kommune oder gemeinsam 
von mehreren Mitgliedsverwaltungen 
gebucht werden.
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Die Dienstleistungstochter 
des NSGB – Ihre KWL!

Wir führen für Sie Ausschreibungen in den 
Bereichen Energie, Postdienstleistungen, 
Kommunalfahrzeuge, Versicherungen und 
Feuerwehrfahrzeuge durch.

Lassen Sie sich gern von uns beraten.

Kommunale Wirtschafts- und 
Leistungsgesellschaft mbH
Arnswaldtstraße 28, 30159 Hannover
fon 0511 30285-0  fax 0511 30285-76
mail kwl@nsgb.de

Energie, Postdienstleistungen 
und Kommunal
Matthias Hoppe
fon 0511 30285 77	 mail hoppe@nsgb.de

Profitieren Sie auch von unseren 
 Sonderkonditionen  im Bereich

Telefonie – Festnetz und Mobilfunk
Kerstin Hillebrecht
fon 0511 30285 51	 mail hillebrecht@nsgb.de

Versicherung
Andreas Nielebock
fon 0511 30285 71	 mail nielebock@nsgb.de

Feuerwehr
Alan Orant
fon 0511 30285 48	 mail orant@nsgb.de

Petra Schulz
fon 0511 30285 67	 mail schulz@nsgb.de

Tobias Wilhelm
fon 0511 30285 19	 mail wilhelm@nsgb.de

www.kommunaleinkauf.de
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